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VON DANIEL GOERKE

Bremen. Die Verkürzung des Zivildienstes
von neun auf sechs Monate sorgt weiter
für Gesprächsstoff. Der FDP-Bundestags-
abgeordnete Florian Bernschneider hätte
anstatt eines verkürzten Zivildienstes den
Pflichtdienst gerne ganz abgeschafft. Das
war mit der Union aber nicht zu machen.
Sie wollte am alten Modell festhalten. Ein
Kompromiss musste her: Der Zivildienst
soll ab Januar 2011 von neun auf sechs Mo-
nate verkürzt werden.

„Pflichtdienste sind ein Auslaufmodell“,
sagte Deutschlands jüngster Bundestagsab-
geordneter bei einem Besuch in Bremen.
Der FDP-Politiker machte sich gemeinsam
mit Peter Tobiassen, dem Geschäftsführer
der Zentralstelle für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer, in zwei großen Zi-
vildienststellen der Hansestadt ein Bild von
den möglichen Auswirkungen der geplan-
ten Neuregelung.

Rund 160 Millionen Euro spült die Ver-
kürzung der Dienstzeit in die chronisch
klamme Staatskasse. Bernschneider weiß
auch schon, wohin mit dem Geld: „Die frei
werdenden Mittel müssen den jungen Men-
schen zugute kommen.“ Es müsse bei-
spielsweise möglich sein, nach dem Zivil-
dienst noch einen freiwilligen Dienst dran-
zuhängen. „Wer nach dem Zivildienst wei-
termachen will, der muss auch weiterma-
chen können.“ Dem FDP-Politiker ist es
wichtig, dass die „Zivis“ die Zeitspanne
zwischen Zivildienst und Studien- oder
Ausbildungsbeginn auch sinnvoll überbrü-
cken können.

Studium und Ausbildung beginnen in
der Regel im Herbst. Nur wenige Studien-

gänge starten auch im Sommersemester.
„Bei Auslandsaufenthalten oder als gering-
fügig Beschäftigte könnten die jungen
Menschen weiter wichtige Erfahrungen
sammeln und ein paar Euro dazuverdie-
nen“, so der 23-jährige Bernschneider wei-
ter. Die biografische Lücke, wie Fachleute
sie nennen, soll damit so klein wie möglich
gehalten werden.

Der Charakter des Zivildienstes werde
sich durch die Dienstzeitverkür-
zung grundlegend ändern.
„Die Bereiche Pflege und Be-
treuung müssen grundsätzlich
getrennt werden“, sagt Bern-
schneider. In der Pflege dürften
Zivildienstleistende nicht einge-
setzt werden. „Zivis sind nicht
nötig, um den Pflegedienst auf-
rechtzuerhalten. Wenn dem so
wäre, müssten wir uns ernsthaft
Gedanken machen.“

Das Argument, dass es inner-
halb von sechs Monaten nicht
einfach sei, eine persönliche Be-
ziehung zu den Patienten aufzubauen,
lässt Bernschneider nicht gelten. „Diese
Aufgabe müssen professionelle Pflege-
kräfte übernehmen. Zivildienstleistende
dürfen nicht zu wichtigen Bezugspersonen
für die Patienten werden.“ Die Perspektive
für Bernschneider ist klar: weg vom Pflicht-
dienst, hin zum freiwilligen Dienst.

Der „Soziale Friedensdienst Bremen“
(sfd) beschäftigte vor einigen Jahren noch
mehr als 100 Zivildienstleistende. Die Zahl
hat sich mittlerweile auf rund 30 verringert.
Dafür sind jetzt etwa 140 junge Menschen
im Freiwilligen Jahr für den Verein im Ein-
satz. Dass sich der Zivildienst wegen der

Dienstzeitverkürzung verändern wird,
glaubt auch sfd-Geschäftsführer Andreas
Rheinländer: „Der Zivildienst wird zu einer
Art verlängertem Praktikum.“

Weggefallene Zivildienststellen werden
durch Stellen des Freiwilligen Jahres er-
setzt. Bislang kamen auf einen freien Platz
durchschnittlich drei Bewerber. Rheinlän-
der könnte zusätzliche Stellen für den Frei-
willigen Dienst schaffen. Doch die finanziel-

len Mittel, die der Bund für Semi-
nare und die Begleitung der jun-
gen Menschen bereitstellt, sind
gedeckelt. „Das Geld reicht bei
uns für 100 Stellen“, sagt Rhein-
länder. Damit auch künftig sämt-
liche Stellen für den Freiwilli-
gen Dienst besetzt werden kön-
nen, haben die Träger die Initia-
tive „Freiwillich“ gegründet
und werben so für den Freiwilli-
gen Dienst.

Der Bundesbeauftragte für
den Zivildienst, Jens Kreuter,
hatte kürzlich Befürchtungen ge-

äußert, dass sich wegen der Neuregelung
viele Organisationen dazu entschließen
könnten, in Zukunft auf Zivildienstleis-
tende zu verzichten. „Eventuell gibt es für
Kriegsdienstverweigerer dann nicht mehr
genug Stellen“, so Kreuter.

Peter Tobiassen sieht indes keine Prob-
leme: „Selbst wenn einige Stellen wegfal-
len, gibt es noch genügend.“ Ein Blick auf
die Zahlen: Jährlich verweigern in Deutsch-
land rund 90000 Wehrpflichtige den Dienst
an der Waffe. Für sie stehen derzeit etwa
110000 Zivildienststellen bereit, insgesamt
sind 160000 Stellen in Deutschland für den
Ersatzdienst anerkannt.
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Nein, der Himmel wird nicht einstürzen.
Chimerika wird den Streit überstehen.
Die gegenseitige Abhängigkeit, die
China und Amerika verbindet, ist zu aus-
geprägt, als dass ein 45-Minuten-Ge-
spräch Obamas mit dem Dalai Lama da-
ran etwas ändern könnte.

Würden die Chinesen nicht viele Milli-
arden an amerikanischen Staatsanleihen
kaufen, könnten die USA ihre Riesendefi-
zite nicht so leicht finanzieren. Würde
Amerika nicht weiter en gros chinesische
Waren importieren, wäre der asiatische
Riese nicht mehr Exportweltmeister. Am
Ende sind es die objektiven Interessen,
die wirklich zählen. Im Falle Chimerikas
wiegen sie weitaus schwerer als tagespo-
litische Verstimmungen. „Too big to fail“
– dieser viel zitierte Spruch aus der Ban-
kenwelt gilt auch für das Verhältnis der
beiden Schwergewichte.

Peking hat seine Pflicht getan, indem
es scharf, aber routiniert gegen den Be-
such des Dalai Lama protestiert hat. Das
Weiße Haus hat den üblichen Drahtseil-
akt hingelegt, indem es das geistliche
Oberhaupt der Tibeter behandelte wie ei-
nen privaten Besucher. Keine Kameras,

keine gemeinsame Pressekonferenz,
nicht ein einziges Wort aus dem Munde
Obamas. Man hat die Latte so niedrig ge-
hängt, wie es seit zwanzig Jahren üblich
ist, wenn der Dalai Lama nach Washing-
ton kommt. Mit anderen Worten: Ein Ri-
tual ging über die Bühne, das niemanden
wirklich aufregen sollte. Und doch hat
Obama eine Feuertaufe bestanden.

Der US-Präsident hat die Nerven behal-
ten, als die Kritik der Chinesen auf ihn
einzuprasseln begann, als Peking tes-
tete, wie weit man gehen kann. Er hat
eine souveräne Antwort gegeben, wie
ein Pokerspieler, der gelassen erkennt,
wenn ein Widerpart blufft. Er hat klarge-
macht, dass sein Lächeln, seine gewin-
nende Art nicht als Schwäche missver-
standen werden sollten. Obama hat
Flagge gezeigt, nachdem er im Oktober
vor den Forderungen der Volksrepublik
noch eingeknickt war und dem Dalai
Lama einen Korb gegeben hatte. Und da-
mit könnte man zur Tagesordnung über-
gehen. Chimerika ist gefragt, wenn es
um die brennenden Themen der interna-
tionalen Politik geht: Iran, Nahost und
die Stabilisierung der Weltfinanzen.

Es ist ein Streik zur Unzeit: Die Lufthansa
und die Piloten-Vereinigung Cockpit
fechten mit harten Bandagen einen Streit
aus, während die Luftfahrtbranche als
Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise
ohnehin schon in schwere Turbulenzen
geraten ist.

Die Kranich-Linie hat den Piloten auch
nach fast einjährigen Verhandlungen
über die gekündigten Tarifverträge noch
kein echtes Angebot gemacht. Die Luft-
hansa-Manager drohen den Piloten im
letzten Moment sogar mit der Anrufung
von Gerichten beziehungsweise bringen
hohe Schadensersatzforderungen ins
Spiel. Das sind nicht unbedingt „vertrau-
ensbildende Maßnahmen“.

Andererseits zeigen auch die Besser-
verdiener in den Cockpits ihre Muskeln.
Sie wollen den Kranich zwingen, auf dem
Boden zu bleiben. Mit dem ungewöhn-
lich langen viertägigen Ausstand ist das
Chaos programmiert. Allein in Frankfurt
am Main beispielsweise entfällt die
Hälfte der täglichen Flugbewegungen
auf die Lufthansa.

Doch anders als bei den Streiks im Jahr
2001 geht es den Flugkapitänen diesmal
nicht vordergründig ums Geld. Die Ver-
treter der selbstbewussten Mini-Gewerk-
schaft fordern eine Sicherung ihrer Ar-
beitsplätze. Das ist in allgemeinen Krisen-

zeiten verständlich. Mit massiven Streiks
um Gehaltsaufschläge würden die Flug-
zeugführer in diesen Zeiten wohl auch
kaum Verständnis in der Öffentlichkeit
oder gar beim Fluggast finden.

Sicherlich geht es den Piloten auch um
die Sicherung von Privilegien und Besitz-
ständen. Nur darf man auch nicht verges-
sen: Sie machen einen gefährlichen, ver-
antwortungsvollen und manchmal auch
verdammt harten Job. Und dass ihnen
bange wird, wenn die Lufthansa immer
mehr Aufgaben auf ausländische Toch-
terfirmen verlagert – die ihren Piloten oft
weniger zahlen –, ist nachvollziehbar.
Tatsächlich sehen viele Experten in der
Luftfahrtbranche einen Trend, den man
aus der Schifffahrt kennt: eine Art Aus-
flaggung.

Cockpit hat immerhin angedeutet, sich
unter Umständen sogar auf eine Null-
runde einzulassen. Das wäre eigentlich
eine feine Gesprächsgrundlage gewe-
sen, um geschätzte Verluste in Höhe von
rund 100 Millionen Euro als Folge der
vier Streiktage doch noch im letzten Mo-
ment abzuwenden. „Wir sind bis zur letz-
ten Minuten zu Gesprächen bereit“, hat
Lufthansa-Vorstand Stefan Lauer am
Donnerstag gesagt. Gestern gab es keine
neuen Gespräche. Da haben sich zwei Ta-
rifpartner verrannt.

Die Lufthansa-Piloten fordern mehr Gehalt, si-
chere Arbeitsplätze und Einfluss auf die Kon-
zernpolitik. FOTO: DPA

Die überraschende Erhöhung des Dis-
kontsatzes von 0,5 auf 0,75 Prozent durch
die US-Notenbank Fed hat weltweit an
den Börsen eine Schockwelle ausgelöst.
Weniger wegen der konkreten Auswir-
kungen, denn die sind gering, gar nicht
zu vergleichen mit einer Leitzinserhö-
hung. Aber der lange angekündigte
Schritt von Fed-Chef Ben Bernanke ist
von großer symbolischer Bedeutung, und
das hat die Börsen geschockt. Bernanke
hat klar gemacht: Das Ende der lockeren
Geldpolitik naht. Er hat mit der Diskont-
satzerhöhung einen Versuchsballon stei-
gen lassen, um die Reaktion der Märkte
zu testen.

Damit sendet er gleich mehrere Sig-
nale aus: Erstens will er dem US-Senat be-
weisen, dass er imstande ist, die ausge-
schütteten Geldfluten beizeiten wieder
einzudämmen. Denn das hat er beim
Kreuzverhör zur Verlängerung seines
Vertrages versprochen. Zweitens signali-
siert er, dass er die Finanzmärkte inzwi-
schen für stabil genug hält, diesen wohl-
dosierten Schock auszuhalten. Er hat die
Diskontsatzerhöhung so platziert, dass

sie mit positiven Konjunkturdaten zusam-
menfällt, und er hat gleichzeitig versi-
chert, dass mit einer Leitzinserhöhung
vorerst nicht zu rechnen ist, die Banken
aber langsam beginnen müssen, sich da-
rauf einzustellen. Die meisten Analysten
werteten die Entscheidung der Fed ges-
tern als Schritt auf dem Weg zu einer
„normaleren“ Geldpolitik. Das heißt
auch, dass Banken sich nicht auf Dauer
Geld zum Nulltarif bei der Notenbank lei-
hen können, um es dann deutlich teurer
wieder anzulegen. Indirekt werden so
nämlich nach wie vor über öffentliche
Gelder hohe Boni finanziert. Denn Ban-
ken haben dies genutzt, um über einen
hohen Zinsüberschuss ihre Bilanzen auf-
zuhübschen, was keineswegs immer von
einer Verbesserung des operativen Ge-
schäfts getragen war.

Die Börsen werden sich schnell von ih-
rer Überraschung erholen. Der Dax
drehte gestern im Verlauf des Tages be-
reits wieder ins Plus. Auch der Euro wird
auf lange Sicht nicht im Keller bleiben.
Aber das Signal bleibt: Dies ist der An-
fang vom Ende des billigen Geldes.

Schwere Turbulenzen
Norbert Holst zum Streik bei der Lufthansa
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Frankfurt/Main (wk). Der geplante Piloten-
streik wird die Lufthansa und ihre Passa-
giere hart treffen: Die größte europäische
Fluggesellschaft kann nach gestern veröf-
fentlichten Planungen nur jeden dritten
Flug bedienen. Statt täglich 1800 Flügen
sollen demnach von Montag bis Donners-
tag jeweils nur rund 600 Flieger abheben.
Aufgerufen zum Streik sind mehr als 4000
Kapitäne und Copiloten. Dies wäre der
größte Ausstand in der Geschichte der Flug-
linie. In der Gesamtzahl der ausfallenden
Flieger sind auch Maschinen von nicht be-
streikten Regionalfliegern des Konzerns
enthalten. In dem Konflikt geht es um Ge-
haltsforderungen, Arbeitsplatzsicherung
und den Einfluss der Gewerkschaft auf die
Konzernpolitik.

Gestern war ein erneuter Versuch für ein
Spitzengespräch zwischen Lufthansa und
der Vereinigung Cockpit, die die Piloten
vertritt, gescheitert. Lufthansa habe kon-
struktive Vorschläge gemacht, um eine Ei-
nigung im Tarifkonflikt herbeizuführen.
„Wir sind auf die Vereinigung Cockpit zu-
gegangen“, erklärte Konzernsprecher An-
dreas Bartels. Die Gewerkschaft habe das
Angebot aber nicht angenommen. Ein
Cockpit-Sprecher sagte hingegen, dass es
kein Gespräch gegeben habe. Eine Annä-
herung über das Wochenende schlossen al-
lerdings beide Seiten auch nicht aus.

Die Vorbereitungen der Fluggesell-
schaft, der Flughäfen und auch der Konkur-
renten auf die Streiktage liefen gestern
bundesweit auf Hochtouren. Die Bahn
stellt sich auf volle Züge auf den Hauptstre-
cken ein, während Autovermieter ihre Flot-
ten auf die Flughäfen konzentrieren. Luft-
hansa-Konkurrenten wie Ryanair oder Air
Berlin werben um Umsteiger.

Cockpit-Sprecher Alexander Gerhard-
Madjidi verteidigte den Arbeitskampf als
verhältnismäßig: „Das ist alles juristisch
überprüft. Wir wollen ein Zeichen setzen

und zügig zu einer Lösung kommen.“ Er
forderte den Luftfahrtkonzern erneut auf,
nach einem Jahr Verhandlungen endlich
ein Angebot vorzulegen. Die Piloten seien
jederzeit in der Lage, weitere Eskalations-
schritte zu unternehmen, drohte er. Eine
Sprecherin der Lufthansa betonte die Ge-
sprächsbereitschaft des Managements.

Der Streit dreht sich nach Angaben der
Gewerkschaft vor allem um die Arbeits-
platzsicherheit der rund 4500 Piloten, die in
den Geltungsbereich des Konzerntarifver-
trags fallen. Sie verlangen einen vertragli-
chen Schutz vor der Verlagerung von Flü-
gen in kostengünstigere Tochterfirmen des
Konzerns. Die Lufthansa sieht darin einen
Eingriff in ihre unternehmerische Freiheit
und will nur über Jobgarantien für die be-
reits beschäftigten Piloten verhandeln.

Von Montag an sollen alle Abflüge aus
Deutschland bestreikt werden, wie der
Cockpit-Vertreter erklärte. Maschinen aus
dem Ausland würden noch in die Heimat
geflogen und dann ebenfalls stillgelegt. In-
sofern sei damit zu rechnen, dass die bei-
den großen Drehkreuze Frankfurt und
München mit abgestellten Maschinen voll-

liefen. Die Gewerkschaft geht davon aus,
dass es der Lufthansa im Laufe der Woche
immer schwerer fallen werde, noch einen
Ersatzverkehr anzubieten.

Auch die Flughäfen in Bremen und Han-
nover sind von dem Streik betroffen. In Bre-
men streicht die Lufthansa am Montag elf
von 16 Flügen, am Dienstag und Mittwoch
jeweils 14, am Donnerstag 13 Flüge. In Han-
nover fallen am Montag 14 von regulär 23
Flügen der Fluggesellschaft aus, von Diens-
tag bis Donnerstag sogar jeweils 16 Flüge.
Gestrichen werden vor allem Flüge nach
München und Frankfurt. Details zum Not-
flugplan will die Lufthansa auf ihrer Web-
site im Internet vorstellen.

Im Inland sollen die Kunden vor allem
auf die Bahn ausweichen, die derzeit aber
selbst mit fehlenden Kapazitäten im Fern-
verkehr zu kämpfen hat. Die Deutsche
Bahn hält sich nach eigenen Angaben für
einen größeren Andrang in ihren Zügen be-
reit. Gerechnet werde aber mit einer ver-
gleichsweise geringen Umsteigerzahl, ge-
messen an den täglich 330000 Fernzug-
Fahrgästen, teilte der bundeseigene Kon-
zern mit. Sollte es trotzdem zu Engpässen
kommen, sollen kurzfristig Zusatzzüge ein-
gesetzt werden.

Die Lufthansa hat ihren Kunden nach ei-
genen Angaben kulante Umbuchungsmög-
lichkeiten angeboten. Die ebenfalls be-
streikte Tochtergesellschaft Germanwings
hat bereits angekündigt, an den vier Streik-
tagen rund 400 ihrer 600 geplanten Flüge
absolvieren zu wollen. Die Lufthansa will
außerdem ihre Piloten aus dem Manage-
ment im Flugverkehr einsetzen und wahr-
scheinlich in erster Linie die lukrativen
Überseeverbindungen aufrechterhalten.

Pflichtprotest
Frank Herrmann zu Pekings Reaktion auf den Dalai-Lama-Besuch

KOMMENTARE

Bislang werden Zivildienstleistende sowohl in der Pflege als auch bei der Betreuung eingesetzt. Viele arbeiten als Fahrer.  FOTO: DPA

Florian Bernschneider
(FDP)  FOTO: DPA

Versuchsballon
Annemarie Struß-von Poellnitz zur Anhebung des Diskontsatzes

Lufthansa-Streik: Zwei Drittel der Flüge fallen aus
Größter Ausstand in der Geschichte der Fluglinie beginnt Montag / Auch Bremen und Hannover betroffen

Freiwilliges Jahr statt Zivildienst
FDP-Abgeordneter Florian Bernschneider hält Pflichtdienste für ein Auslaufmodell
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